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Politische Bekenntnisse. 
V. G. Wie mindestens unehrlich bei uns oft 

zu politisieren versucht wird» beweist das Ar-
gument einer gegnerischen Presse, das behaup-
tet, daß ein Unvermögen der Behörden darin 
bestünde, die „angeblich guten Beziehungen 
zur Schweiz" nicht im Interesse der Arbeiter-
fchaft ausbauen zu Können. Diese Argumen-
tation ist in erster Linie eine Gemeinheit den 
Behörden gegenüber, dann aber geradezu 
eine Perfidität gegenüber der heute gegen die 
Arbeitslosigkeit schwer ankämpfenden nach-
barlichen Schweiz selber. Wir in Liechtenstein 
sind froh, wenn wir unsere Arbeiter in der 
Schweiz unterbringen können, die Behörden 
nehmen bei jeder Gelegenheit Bedacht darauf, 
die Interessen der Arbeiterschaft zu wahren, 
und dementsprechend auch Arbeitskräste in 
der Schweiz unterzubringen. Wenn man aber 
lesen muß, daß die Schweiz selbst im April 
noch rund 30,000 arbeitslose Bauarbeiter auf­
zuweisen hatte und diesen arbeitslosen Bau-
Handwerkern täglich über 109,000 Franken 
Arbeitslosenunterstützung ausfolgen mutz, 
mutz eine solche Begründung entweder als 
Gemeinheit oder als eine Unfähigkeit bezeich-
net werden, die wirkliche Lage zu erkennen. 
Wenn schon, dann hätte bei Abschluß des Zoll-
Vertrages nicht nur freie Einreise in die 
Schweiz, sondern auch freie Annahme der Ar-
beit im Gebiete des Bundes und der Kantone 
besorgt werden müssen. Dem Landtag schweb-
te das zwar vor in der Debatte über den Ab-
schlutz des Zollvertrages, wenn er falsch in-
formiert war oder das Ding nicht ganz zu 
überschauen vermochte, ist das zumindest nicht 
die «Schuld der heutigen Behörden. Es hätte 
die Festsetzung für unbedingte Zulassung liech-
tensteinischer Arbeitskräfte auf dem schwei-
zerifchen Arbeitsmarkt vor oder bei Abschluß 
des Zollvertrages getroffen werden muffen. 

Wie steht es aber in Wirklichkeit? Am 28. 
Dezember 1923, also vor Inkrafttreten des 
Zollvertrages, wurde folgende Vereinbarung 
über die Regelung der sremdenpolizeilichen 
Beziehungen zwischen der Schweiz und Liech-
tenstein in Bezug Aufenthalt und Arbeitsan-
nähme geschloffen: 

„Die vertragschließenden Teile sind fer-
ner darüber einig, daß unter Berücksichti-
gung der durch den Zollanschluß des Für-
stentums geschaffenen Lage jeder der bei-
den Staaten den Angehörigen des andern 

Staates Aufenthalt zum Zwecke der Ar-
beitsannahme nicht verweigern wird, wenn 
nicht besondere Verhältnisse dieses recht-
fertigen". 

Was find nun besondere Verhältnisse? Zu 
diesen wird nun von den schweizerischen Kan-
tonen die wirtschaftliche Krisis mit dem Heer 
der Arbeitslosen gezählt, das von ihnen täg-
lich unterstützt werden muß. Wenn heute 
gegen diese Maßnahmen in der gegnerischen 
Presse polemisiert wird, dürfen wir mit Fug 
und Recht behaupten, daß der Nachsatz in die-
sem Passus über die Handhabung der frem-
denpolizeilichen Beziehungen zum mindesten 
hätte klarer umschrieben, besser aber wegge-
lassen werden müssen. Was aber dann, wenn 
schweizerische Arbeitskräfte heute unsere liech-
tensteinischen vom Arbeitsplatze in Liechten-
stein ohne weiteres verdrängen könnten? — 
Wenn man schon kritisiert, so soll die Kritik 
so beschaffen fein, daß sie beiden Teilen ge-
recht wird. Keineswegs angängig ist aber die 
Behauptung gegenüber den heutigen Behör-
den, sie vermöchten die guten Beziehungen 
zur Schweiz nicht auszubauen, weil die Ar-
beiterfchaft von der Arbeitsannahme auf dem 
schweizerischen Arbeitsmarkt heute durch die 
besonderen Umstände zum größten Teile ver-
drängt ist. 

Wir haben zudem sprechende Beispiele schon 
aus den Jahren der Konjunktur, als noch' 
lange eine Gesandtschaft in Bern amtierte. 
Manch einer hat in den Jahren seit 1924 
schon die Arbeitsannahme in der Schweiz 
verweigert bekommen. Den' besten Beweis 
hiefür liefert das Vorstelligwerden der Regie-
rung des Fürstentums in Bern bereits im 
Jahre 1927, wo sie sich bemüßigt fühlte, über 
diesbezüglich aufgetauchte Schwierigkeiten in 
Bern Einspräche zu erheben. E s  tauchte in 
Liechtenstein also damals schon die Erkennt-
nis auf. daß die Arbeltsannahme in der 
Schweiz mit unüberwindlichen Schwierigkei-
ten zu kämpfen habe. Damals waren die Iah-
re der aufsteigenden Konjunktur, heute greift 
die Krise bereits derart in die schweizerische 
Wirtschast ein, daß zu Beginn des Jahres 
1936 nahezu 100,000 Arbeitslose in d. Schweiz 
gezählt wurden, während sie im Jahre 1927 
eine Arbeitslosigkeit sozusagen nicht kannte. 
Wir haben zwar ein sehr großes Interesse 
daran, daß die Eidgenossenschaft möglichst 
viele Arbeiter aufnimmt u. dürfen mit Recht 
wohl auch ein besonderes Entgegenkommen 
erhoffen, daß dies aber nur bis zu einem ge-
wissen Grade erreichbar sein wird» dafür spre-
chen die Vertragsbestimmungen und auch die 

verständig urteilende Gerechtigkeit gegenüber 
der Schweiz selbst. I m  übrigen aber erlaube 
ich mir den Satz beizufügen, daß die Opposi-
tion, die heute zum größten Teile aus den 
Leuten vor 1928 besteht, ihr Unvermögen 
nicht nur in der Unterbringung liechtensteini-
scher Arbeiter, sondern auch in ganz andern 
Dingen bewiesen hat, die weniger staatspoli-
tische Kunst als vielmehr ehrliche Staatsfüh-
rung und senkrechte Verantwortlichkeit dem 
VSlke gegenüber erfordert hätten. Diese 
Mängel aber waren es, die dem Lande soviel 
Verpflichtungen aufladen, daß heute in Liech-
tenstein eine Arbeitslosigkeit überhaupt be-
steht. Wir führen nur an, daß der Staat  bis 
heute an Verzinsungen und Amortisationen 
von Staatsschulden rund 3,300,000 Franken 
gezahlt hat. Es ist dies eine Summe, die 
reichlich ausreichen würde neben den gewöhn-
lichen Bauten im Lande soviel zu schaffen, 
daß ein Arbeitsloser in Liechtenstein heule 
noch nicht gekannt würde. Nicht nur den 
Binnenkanal, noch eine Menge anderer Bau-
ten hätten mit diesem Gelde beglichen werden 
können u. könnten in längere ZuKunst noch 
beglichen werden. Es steht deshalb den Leu-
ten um das „Vaterland" herzlich schlecht an, 
mit dem Zeigfinger auf die heutigen Behör-
den und das „Volksblatt" zu deuten, wenn 
sÄ die Vertragsbestimmungen mit d. Schweiz 
nicht ändern können, während sich die vom 
„Vaterland" nun vertretene Opposition in der 
Verwaltung derart unfähig zeigte, daß dem 
Arbeiter das ihm eigentlich für Arbeit zugehö-
rige Geld entzogen und verpulvert werden 
konnte. Diese Behauptung ist bewiesen, der 
Arbeiter hat Gelegenheit gehabt, von Tatsa-
chen zu lernen. Heute spürt er es jedenfalls 
wieder . Aber dennoch wagen diese Leute Be-
hauptungen der Unvermögenheit der liechten-
steinischen Regierung auszusprechen, die wirt-
schaftlichen Beziehungen zur Schweiz auszu-
bauen. 

E s  ist diese Darstellung ein politisches Be-
Kenntnis erster Güte. Wenn sie dann weiter 
meinen, es gehe „um Sein oder Nichtsein 
des Landes" in ihrem Kampfe um die politi­
sche Macht i .Staate, so sehe ich darin noch ein 
weit größeres Bekenntnis ihrer Unfähigkeit, 
die wirklichen Bedürfnisse des Landes zu er-
kennen. Wie sie vor 1928 nicht erkannt wur-
den, so werden sie auch heute noch verkannt. 
Wenn die Opposition nicht a n  der Macht ist, 
wird es dem Lande verhältnismäßig gut ge-
hen, wie es ihm ergeht, wenn sie die Zügel 
führt, haben wir reichlich erfahren. Einen 
Vorgeschmack davon bekam das Land ver-

schiedenemale zu Zeiten der Opposition, ein 
sprechendes Beispiel des Vertrauens zur Op-
Position ist der 9. Dezember 1934 gewesen. 
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„Dann waren also Sie der Bursche, der uns 
damals in die Quere kam! Hölle und Ver-
dammnis, ich hätte gute Lust . . . "  

„Ja, der war  ich. Legen Sie gefälligst den 
Prügel wieder hin, Hilton. hören Sie! Sonst" 

Herbert machte einen Schritt vorwärts und 
hob feine schwere Reitpeitsche. Hilton zöger-
te einen Augenblick, dann ließ er das Holz 
mit einem lästerlichen Fluch fallen. 

„Meinetwegen", brummte er. „Also, was 
wollen Sie wissen?" 

„Sie sollen mir bestätigen, daß Rupert de 
Vere Sie zu einer falschen Aussage gegen 
meinen Vater vor dem Kriegsgericht verlei-
tet hat". 

„Freilich war  er's, I h r  sauberer Herr On-
kel. Wer sonst? Er  rief mich zu sich ins 
Zelt und sagte zu mir: „Hilton", sagte er, — 
Oberst Luxton wird Sie fragen, ob wir be-
droht waren und mein Bruder deswegen aus 

der Front zurücklief. Sie antworten darauf, 
Sie  hätten keinen Feind in unserer Nähe ge-
sehen. Verstanden? Wenn Sie's tun, zahle 
ich Ihnen jährlich zweihundert Pfund, so lan­
ge Sie leben". 

„Topp, Herr Leutnant, sagte ich, Sie  kön-
nen sich auf mich verlassen. Und so war's 
denn auch nachher". 

Herbert warf einen Blick über die elende 
Behausung. 

„Und die zweihundert Pfund? Was ist aus 
denen geworden? Hier sieht's nicht danach 
aus!" 

Eine Sturzflut von Verwünschungen war 
zunächst die Antwort, die Herbert empfing. 

„Nicht nach einem roten Pfennig sieht's 
hier aus", schrie sodann Hilton, kreideweiß 
vor Wut. „Aus ist's mit den zweihundert 
Pfund. Schon feit Jahren. Weil ich ein däm-
liches Rindvieh war. Sicherstellen hätte ich 
mir den Zaster lassen sollen. So  abex . . .  — 
Als wir nach England zurückkamen, nahm er 
mich als Diener an. Das dauerte aber nicht 
lange. Ich war  ihm nicht fein genug. Dann 
trank ich öfter einen übern Durst. . Als ich 
ging, nahm er mir das Wort ab. keinem 
Menschen was Uber die Sache zv flüstern, 
fönst gäb's keinen Draht mehr. Einmal flu-
sterte ich was. Zu seinem neuen Diener. Na, 

da war der Krach da. Nicht einen Batzen 
hat er seither herausgerückt. 

„Ich werd' Sie eben verpfeifen", sagte ich 
zu ihm, als er nichts locker machen wollte. 

„Schön, verpfeif mich nur", sagte er zu mir. 
„Kein Mensch wird einem solch versoffenen 
Schwein, wie du bist" — ja, ja versoffenes 
Schwein, das sagte er zu mir, der Halunke —, 
„ein Wort glauben, und hinterher werde ich 
dich noch wegen Erpressung ins Kittchen brin-
gen". 

„Sehen Sie, da hatte er mich beim Schla-
sittchen. Mir  ging's damals schon dreckig, u. 
er war  ein feiner Herr. Dagegen kann un-
fereiner nicht an. Dann rutschte ich eben im-
mer weiter bergab; ich kam hieher, weil ich 
hoffte, ihm einmal in einem dunklen Wald zu 
begegnen, aber er läßt sich ja nicht blicken . " 

„Und Sie  wurden ein Wilddieb", bemerkte 
Herbert trocken. 

„Dys habe ich nicht gesagt", entgegnete der 
andere verstockt. „Was sonst wollen Sie  von 
mir?" ? 

Herbert dachte nach. Was wollte er noch 
von dem Mann? Ja ,  wollte er überhaupt 
etwas von ihm? Rupert de Vere hatte ganz 
recht. Was immer auch sein Diener, ein her-
untergekommener, übel beleumdeter Mensch, 
aussagte, es konnte nicht an  ihn herankam-

M W a M A e s  a u s  d e m  L a n d e . "  
Der Landtag hat in seiner letzten Konfe-

renzsitzung die Subventionsgesuche aus den 
einzelnen Gemeinden erledigt. Schon feit 
langem mußten diese Gesuche zurückgestellt 
werden, weil ihnen neben den Ausgaben des 
Landes für die gewöhnliche Bautätigkeit i m  
Lande nicht voll entsprochen werden konnte. 
Unter diese Gesuche fallen selbstverständlich 
nicht die, die die Arbeiten betreffen, die auf 
Grund des Notstandsprogrammes vom Okto-
der letzten Jahres  ausgeführt wurden, fon-
dern lediglich solche, die die Gemeinden frü-
her in eigener Regie durchführten oder noch 
durchführen. Arbeiten, die seit Oktober letz-
ten Jahres in  Durchführung begriffen und 
nach dem Oktoberprogramm fubventionsbe-
rechtigt sind, erhalten außerdem einen Zu-
fchuß von 30% an die hiefür ausgelegten Ar-
beitslöhne. 

Die vorliegenden Gesuche beliefen sich auf 
eine Gesamtkostenrechnung von 1,200,000 Fr .  
Das war eine Sumyze, die per Staat  neben 
der Bestreitung der Kosten für reguläre Bau-
.arbeiten unmöglich in einer Höhe von 10 bis 
20% subventionieren konnte, so gerne das ge-
miß geschehen wäre. Die 10% von dieser 
Summe hätten die respektable Summe von 
120,000 und 20% eine solche von 240,000 Fr .  
ergeben. Nebenher sind bekanntlich 120,000 
Franken für Subventionen an Gemeinden u .  
Private laut üejn Oktoberbeschluß des Land­
tages ausgesetzt, eine für das Staatsbudget 
des Jahres immerhin ins Gewicht fallende 
Summe, die neben der Begleichung regulärer 
Bauarbeiten im Staate aufgebracht werden 
muß. Weiter erfordert die Zukunft die M s -
gaben großer Mittel für die Bautätigkeit, im 
Lande. So konnten diese annähernd 50 Sub-
ventionsgesuche nur mit 70,000 Franken be-
dacht werden, welche Summe nun im nach-
hinein in die Gemeinden fließen wird. 

Den ersten Rang nahmen in diesen subven-
tionierten Arbeiten der Gemeinden die Was-
serleitungen und Schulhausbauten ein. S ie  
werden mit 8% im heurigen Jahre unter-
stützt, 5 % sollen daran im kommenden Iah-
re ausgefolgt werden. Einzelne Gemeinden 
haben bekanntlich an ihre in den letzten Iah-
ren erbauten Wasserleitungen beträchtliche 
Mittel vom Lande erhalten, im Vorgehen des 
Landtages sehen wir  das Bestreben abgezeich-

men. Immerhin . .  . „Können Sie nicht et-
was  Licht machen?" fragte er. Hiltens Frau,  
die als stumme, wenngleich interessierte Zuhö-
rerin die Vorgänge verfolgt hatte, holte et-
nen Kerzenstumpen hervor. Herbert schrieb 
das Geständnis Hiltons auf einem Blatt P a -
pier nieder und reichte es diesem zur Unter-
schrift. 

„Wenn's ihm was schadet, tu ich's", knirsch-
te Hilton. 

„So, und jetzt sagen Sie  mir, junger Herr» 
ob Sie mich den Bütteln ausliefern werden, 
und' wie in des Teufels Namen S i e  mich auf-
gestöbert haben?" 

„Das war einfach. Ich sah Sie vor ein paar 
Tagen hier aus der Hütte treten und erkann-
te in Ihnen einen der Wildiebe aus der Fa-
sanerie. Deshalb stellte ich Nachforschungen 
an. I m  Dorfe erfuhr ich, daß Sie Hilton hei-
ßen und bis vor ein poiar Fahren bei Rupert 
de Vere im Dienst standen. Anzeigen werde 
ich Sie nicht, aber  Abrechnung anderer Art 
mit Ihnen halten". 

„Wie meinen Sie das?" 
„Das werden Sie  gleich sehen". Herbert 

wandte sich Hiltons Frau  zu, die neben dem 
Herd aus dem Boden hockte. 
. „Es geht Ihnen nicht gut, augenblicklich?" 

fragte er. • 


